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it Kindernder Bonhoef-
fer-Häuser haben Mat-
thias Hamberger, Ge-
chäftsführer von „kit

jugendhilfe* (ehemals Martin-
Bonhoeffer-Häuser),und Kollegen
im Jahr 2014 eine Broschüre über
Kinderrechte herausgegeben, wie
sie die UN-Kinderrechtskonventi-
on 1989 rechtlich verbindlichfest-
geschriebenhatte. Rechte, die den
Kindern und Jugendlichen be-
sonders wichtig sind: Redefrei-
heit, Mit- und Selbstbestimmung,
eine gute Ausbildung,körperliche
und seelische Unversehrtheit, Ge-
sundheit, gewaltfreie Erziehung,
Gleichbehandlung, Privatsphäre
und Freizeit.

Als „Schub nach vorne“ bewer-
tet Matthias Hamberger den 2014
initiierten „Runden Tisch Kinder-
armut“ und die entstandenen Hil-
fen und Angebote für Kinder und
Jugendliche aus einkommens-
schwachen Familien unter dem
Programm „gute Chancen für alle
Kinder“. Federführend war und ist
ElisabethStauberbeteiligt- erst in
ihrer Funktion als Familienbeauf-
tragte, jetzt als städtische Fachbe-
reichsleiterinSoziales. Hamberger,
Mitglied beim Runden Tisch, sagt:
„Es ist ein großer Fortschritt, dass
in der kommunalpolitischen Öf-
fentlichkeit ein Bewusstsein dafür
entstanden ist, dass für Kinder und
Jugendliche aus einkommens-
schwachen Familien das gleiche
Recht aufTeilhabegilt.“

Dieses und andere Rechte fin-
den sich im „TübingerWeg“ gegen
Kinderarmut wieder. Soziale und

kulturelle Teilhabeam vielfälti-
gen Stadtleben: Wichtigste Rück-
meldung, so Stauber, ist, dass die
städtische „Kreisbonbuscard Juni-
or“ (KBC) sehr starkangenommen
werde. Laut Statistik lebten 2019
zum Stichtag am 31. Dezember
13166 Kinder und Jugendliche in
Tübingen. Davon besaß jedes
sechste bis siebte Kind eine Kreis-
bonuscard - das sind 14,7 Prozent.
Sie nutzten die damit verbundenen
Angebote 1893-mal- das entspricht
einer Steigerung von 6,5 Prozent
im Vergleichzum Vorjahr.

Auch bei der Kreisbonuscard
extra für Kinder unter 18 Jahren,
deren Eltern mit ihrem Familien-
einkommen nur knapp über dem
Sozialleistungsbezug liegen, gab
es 2019 im Vergleich zum Vorjahr
eine Steigerung von 59,6 Prozent
(145 Kinder).

Existenzsicherung: Die von
der Stadt bezuschussten Schüler-
monatskarten für den öffentlichen
Nahverkehrhaben seit der Einfüh-
rung im Oktober 2016 „längst alle
Erwartungen übertroffen“, sagt
Stauber. Im Jahr 2019 hat die Stadt

7100 Monatskartenfür Schüler mit
KBC zum ermäßigten Preis von 10
Euro verkauftund dafür 194 375 Eu-
ro investiert. Das soll sich im neuen
Jahr ändern, so Stauber. Dann sol-
len die Schülermonatskartenüber
das Bildungs- und Teilhabepaket
(BuT) für die Betroffenen kosten-
los sein. Zuständig ist dann das
Landratsamt. Die Stadt Tübingen,
so Stauber,werde dann nur die Ti-
ckets bezuschussen, bei denen die
Schüler eine Förder-Ablehnung
des Landkreises erhalten. Die Ver-
handlungendarübermit der Kreis-
behörde seien langwieriggewesen,
so Stauber.Nun habeder Landkreis
„seinen Kurs geändert“. Existenzi-
ell ist zudem das bezahlbareWoh-
nen für Familienmit kleinemGeld-
beutel.Die städtische Clearingstel-
le Wohnen, so Stauber,habe da in-
zwischen erfolgreiche Arbeit ge-
leistet - die Hälfte der als dringend
eingestuften Fälle, denen eine be-
zahlbare Wohnung vermittelt wer-
den konnte, waren Familien.

Recht auf Gesundheit: Eine
kostenfreie Sprechstunde für Kin-
der und Familien bieten Stadt
 

DieUN-Kinderrechts-
konventionvon 1989
wurde inzwischen von 195
Staaten ratifiziert.Die
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und Landkreis vor Ort in den
Unterkünften für Geflüchtete an.
Das Angebot, so Stauber, werde
sehr gut angenommen. Auch
junge Mädchen kämen in die
Sprechstunde.

Recht aufBildungund Beruf:
Patenschaften fürs Lernen wie
„Leita“ (Lernen im Tandem) oder
speziell für junge Migrantinnen
und Migranten sind in Tübingen
längst etabliert. Nicht vollständig
ausgeschöpft werden die Zuschüs-
se für Nachhilfeüberdas BuT.

7 Wir sehen uns
als Lotsen für

junge Leute.
MichaelaWurzel, Ombudsstelle

Als „großen Erfolg“ werten
Hamberger und Michaela Wurzel,
dass es jetzt die OmbudsstelleSüd-
württemberg mit Sitz in Tübingen
gibt. Was als Projekt startete, ist
seit Juli 2020 eine offizielle unab-
hängige Anlaufstelle für Eltern,
Fachkräfte und Jugendliche. Das
Sozialministeriumhat dafür insge-
samt vier Anlaufstellen in Baden-
Württemberg geschaffen. Michae-
la Wurzel und Sibylle Silcher sind
für den Regierungsbezirk Tübin-
gen zuständig. Sie sehen sich als
„Lotsen“ für junge Leute, die sich
im Dschungel der Sozialleistungen
zurechtfinden müssen, und als
neutrale Berater, wenn es um Kon-
fliktemit dem Jugendamtgeht.
Siehe Übrigens


